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Die 47jährige, nicht vorbestrafte Angeklagte ist als Kin­
dergärtnerin tätig und verdient monatlich 600 M. Die Familie 
besitzt ein gut eingerichtetes Eigenheim und einen Pkw Tra­
bant. Die im Jahre 1984 erfolgte Inhaftierung des Ehemannes 
der Angeklagten machte finanzielle Einschränkungen erfor­
derlich.

Im Zeitraum vom 12. November bis 31. Dezember 1984 ent­
wendete die Angeklagte insgesamt 1 609,50 kg Rosenkohl von 
einem Feld der LPG Pflanzenproduktion V. Den von ihr 
selbst gepflückten Rosenkohl verkaufte sie in verschiedenen 
Aufkaufstellen und erzielte dafür einen Erlös von etwa 
3 000 M.

Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Kreisgericht 
die Angeklagte wegen mehrfachen Diebstahls von sozialisti­
schem Eigentum (Vergehen gemäß §§ 158 Abs. 1, 161 StGB) zu 
einer Geldstrafe von 2 500 M sowie zum Schadenersatz. Ge­
mäß § 56 Abs. 1 StGB ordnete es die Einziehung des zu den 
Straftaten benutzten Pkw an.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassationsan­
trag des Präsidenten des Obersten Gerichts, mit dem er, so­
weit es die Einziehung des Pkw betrifft, gröblich unrichtigen 
Strafausspruch rügt. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Die in § 61 StGB enthaltenen Grundsätze der Strafzumessung 
gelten nicht nur für den Ausspruch der Hauptstrafe, sondern 
sind gleichermaßen auch für die Festlegung von Zusatzstra­
fen maßgebend. Deshalb erfordert die als Kann-Vorschrift 
ausgestattete Einziehung von zur Straftat benutzten Ge­
genständen (§ 56 Abs. 1 StGB) die sorgfältige Prüfung, ob eine 
solche Zusatzstrafe auf Grund der Schwere der Straftat, der 
Tatmotive und der Täterpersönlichkeit geboten ist. Bei An­
wendung dieser Zusatzstrafe, deren Wirkung auf den Ange­
klagten maßgeblich durch den Sach- und Nutzungswert des 
einzuziehenden Gegenstands bestimmt wird, ist ein an­
gemessenes Verhältnis zwischen den materiellen Folgen der 
Einziehung und der Tatschwere sowie der ihr entsprechen­
den Hauptstrafe zu wahren. Diese Grundsätze sind auch dann 
zu berücksichtigen, wenn — wie im gegebenen Fall — eine 
mehrfache Tatbegehung vorliegt.

Die von der Angeklagten begangenen Diebstahlshandlun­
gen sind gesellschaftswidrige Vergehen, für welche das Kreis­
gericht zutreffend eine Geldstrafe als Hauptstrafe ausge­
sprochen hat. Dabei ist es richtig davon ausgegangen, daß da­
mit dem Bereicherungsstreben konsequent begegnet werden 
kann, ohne eine schwerwiegendere Maßnahme der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit äussprechen zu müssen. Die mit 
der als Zusatzstrafe angeordneten Einziehung des Pkw ver­
bundenen materiellen Folgen stehen zu der in richtiger Be­
wertung der Tatschwere ausgesprochenen Hauptstrafe in 
keinem angemessenen Verhältnis.

Das Kreisgericht hat diese Entscheidung insbesondere mit 
der mehrfachen Tatbegehung sowie damit begründet, daß die 
Straftaten von Habgier bestimmt waren und spekulativen 
Charakter tragen. Dieser Argumentation kann nicht gefolgt 
werden. Zwar liegt dem Handeln der Angeklagten ein Berei­
cherungsstreben zugrunde. Weder die Art und Weise der Tat­
begehung noch der erlangte materielle Vorteil rechtfertigen 
es jedoch, die Angeklagte als habgierig zu charakterisieren. 
Das Kreisgericht hat dabei unberücksichtigt gelassen, daß die 
Angeklagte die Straftaten in einer Zeit begangen hat, in der 
sie sich aus von ihr nicht verschuldeten familiären Umstän­
den trotz der insgesamt guten Vermögensverhältnisse finan­
ziellen Schwierigkeiten gegenübersah.

Die Einziehung des Pkw ist auch nicht unter dem Ge­
sichtspunkt der Verhinderung weiterer Straftaten gerechtfer­
tigt. Anhaltspunkte für die Wiederholung derartiger Straf­
taten gibt es von der Persönlichkeit der bisher nicht vorbe­
straften Angeklagten nicht. Der Umstand der mehrfachen 
Tatbegehung begründet für sich allein noch keine Wiederho­
lungsgefahr.

Es fehlt somit an den Voraussetzungen für eine Ein­
ziehung des zu den Straftaten benutzten Pkw.

Aus den dargelegten Gründen war das Urteil des Kreis­
gerichts, soweit es die ausgesprochene Zusatzstrafe betrifft, 
in Übereinstimmung mit der Auffassung des Vertreters des 
Generalstaatsanwaltes der DDR aufzuheben.
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